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Geltungsdauer eines rechtlichen Gehörs und Voraussetzungen der Wiedererwägung einer Verfügung
Sachverhalt

Mit Entscheid vom 16.6.05 hat die Vormundschaftsbehörde eine Vertretungs- und Verwaltungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziffer 1 ZGB und 393 Ziffer ZGB angeordnet.

Das rechtliche Gehör erfolgte am 15. Februar 2005. Gleichentags hat der Verbeiständete schriftlich einer solchen Beistandschaft zugestimmt. 

Als Ergänzung zum rechtlichen Gehör wurde noch ein Arztzeugnis eingeholt. Die Antwort darauf liess lange warten, weshalb der Entscheid erst vier Monate später durch die VM-Behörde erlassen wurde. Der Arzt kann aufgrund der wenigen und zurückliegenden Patientenkontakte keine fundierte Aussage machen, würde eine Massnahme aber begrüssen.
Innert der gesetzlichen Frist, hat der Verbeiständete Beschwerde erhoben und begründet, dass der Grund für die angeordnete Massnahme weggefallen sei.

Uns scheint die Dauer der "Bewährungsfrist" von vier Monaten etwas kurz. Vorher hatte der Mandant über Jahre hinweg seine Pflichten nicht erfüllt. Nachdem nun ein gewisser Druck von Seite der Vormundschaftsbehörde kam, ging es offenbar plötzlich besser.

Es ist ja erfreulich, wenn es einem Mandanten besser geht. Wir befürchten aber, dass auch wieder ein Rückschlag eintreten könnte.

Wir stellen deshalb folgende Fragen:

Gibt es in der Praxis eine Frist, in welchem Zeitraum eine angeordnete Massnahme wieder aufgehoben werden kann?

oder 

Können wir in der Stellungnahme zur Beschwerde einfach festhalten, dass wir auf die Stellungnahme im Detail nicht eintreten, da der Klient eine Bewährungszeit von XY Monaten zu erfüllen habe.

Erwägungen

1. Vormundschaftliche Massnahmen dienen dem Schutz hilfsbedürftiger Menschen, die nicht in der Lage sind, ihre Angelegenheiten selbst zu erledigen und dadurch in Not geraten. Sie sollen zum Wohl der Betroffenen angeordnet werden und müssen, weil sie in allen Fällen einen Eingriff in die Persönlichkeit zur Folge haben, dem Verhältnismässigkeitsprinzip entsprechen. Wenn andere Massnahmen zum Ziel führen können, ist aufgrund des Subsidiaritätsprinzips auf eine vormundschaftliche Massnahme zu verzichten (Basler Kommentar ZGB I-Langenegger N 7 ff. Vorbemerkungen Art. 360-456). 

2. Dem Verhältnismässigkeits- und dem Subsidiaritätsprinzip lässt sich nur Rechnung tragen, wenn die Situation einer betroffenen Person sorgfältig analysiert und diagnostiziert wird, Handlungsoptionen gegeneinander abgewogen werden und sich die betroffene Person im Rahmen des rechtlichen Gehörs dazu (d.h. zu den konkret dargestellten Schwächezuständen, zum Schutzbedarf, zu den Handlungsoptionen und zur vorgeschlagenen Lösung) konkret äussern kann. Diese Äusserung hat solange Bestand, als sich deren Voraussetzungen nicht verändert haben. Wer in kranken Tagen einer Medikation zustimmt, äussert keinen Willen für die Zuführung von Präparaten in gesundem Zustand.

Mit den Prinzipien des Vormundschaftsrechts lässt sich schwer in Einklang bringen, wenn einer betroffenen Person nur generell vorgehalten wird, sie komme ihren Verpflichtungen nicht nach, weshalb eine Beistandschaft errichtet werde, und sie sich „bewähren“ muss, um davon wieder loszukommen. Hier werden strafrechtliche Verfahrensprinzipien und Massnahmelegitimationen mit zivilrechtlichen Prinzipien verwechselt. Es gibt zwar solche Annäherungen in der Vormundschaft (Art. 437 ZGB), nicht aber in der Beistandschaft.


3. Nach Sichtung weiterer Unterlagen in Zusammenhang mit der Massnahmenanordnung und aufgrund der einlässlichen Beschwerdebegründung des Betroffenen sollte seitens der Vormundschaftsbehörde die Frage ernsthaft geprüft werden, ob sie nicht in Anwendung von § 138 des luzernischen Verwaltungsrechtspflegegesetzes anstelle der Einreichung einer Vernehmlassung in der Sache neu verfügen wolle. Als Alternativen zur Beistandschaft, welche sich namentlich im finanziellen Bereich aufgrund der erfolgten  schriftlichen Begründung in der angefochtenen Verfügung wahrscheinlich nicht rechtfertigen lässt, bieten sich mehrere Möglichkeiten. Im Vordergrund steht eine Betreuungsplanung, welche von den behandelnden Therapeuten, dem Vertrauensarzt und der Sozialhilfe zusammen mit dem Betroffenen festgelegt wird. Diese Planung sollte auch beinhalten, welche Konsequenzen das Nichteinhalten von Bedingungen, Auflagen und Regeln haben. Dabei sollte man nicht weiter gehen als mit dem Fehlverhalten von gesunden  Menschen, welche als „fit für den Arbeitsmarkt“ gelten. Ein Drohen mit vormundschaftlichen Massnahmen ist dabei wenig Erfolg versprechend, weil ein so eingesetzter Beistand als Strafe empfunden ist und wenig zum Gelingen beitragen kann. Der hier betroffene Mann im besten Lebensalter ist offensichtlich mit beruflichen und persönlichen Ressourcen ausgestattet, der Schritt in ein wieder geordnetes Berufs- und Privatleben dürfte ihm mit der nötigen Unterstützung, die ihm ausserhalb der vormundschaftlichen Massnahmen zur Verfügung stehen, mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit gelingen.

Die Beschwerdeinstanz kann ersucht werden, das Verfahren zu sistieren. Das gibt der Vormundschaftsbehörde Zeit, sich mit dem Betroffenen selbst und bei Bedarf den wichtigsten Akteuren in dessen Umfeld (Therapeuten, Sozialhilfe) zu beraten und eine Lösung zu unterstützen, wie sie der Betroffene in seiner Beschwerdeschrift anvisiert.

4. Letztlich zur Frage, wie lange eine Massnahme aufrecht erhalten werden müsse, bis sie wieder aufgehoben werden kann:

a. Grundsätzlich ist die Massnahme (Vormundschaft, Beiratschaft, Beistandschaft) aufzuheben, sobald sie sich nicht mehr rechtfertigen lässt (Art. 433 Abs. 2 und Art. 439 ZGB), namentlich wenn es sie nicht mehr braucht, wenn sie unverhältnismässig (geworden) ist, oder wenn sie sich nicht bewährt, weil sie weder Schlimmeres vermeiden noch Besseres herbeiführen hilft.

b. Einzelne Massnahmen kennen Minimalstandards: 

i. Gemäss Art. 313 Abs. 2 ZGB darf die elterliche Sorge in keinem Fall vor Ablauf eines Jahres nach ihrer Entziehung wiederhergestellt werden.

ii. Die Entmündigung wegen Freiheitsstrafe endigt mit Ende der Haft (Art. 432 ZGB).
iii. Zur Aufhebung der Entmündigung wegen Geisteskrankheit bedarf es eines Gutachtens (Art. 436 ZGB).

iv. Bei Entmündigung wegen Verschwendung, Trunksucht, lasterhaftem Lebenswandel oder Misswirtschaft muss der Bevormundete seit mindestens einem Jahr keinen Anlass mehr zu Beschwerden gegeben haben (Art. 437 ZGB).

c. Für die Aufhebung der Beistandschaft gilt der Grundsatz von Art. 439 (Hinfall des Grundes). Im vorliegenden Fall ist aber schon das Vorhandensein eines hinreichenden Grundes fraglich, weshalb empfohlen wird, neu zu verfügen. 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 6. Juli 2005
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